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Bolens Danziger Chanuee 


In der Rede, die der Danziger Senatspräſident Greiſer am 4. Juli d. J. in Genf 
gehalten hat, iſt zunächſt nur die eine, vollauf berechtigte Forderung aufgeſtellt worden, 
daß die unverſchämten Einmiſchungsmethoden des derzeitigen 
Völkerbundskommiſſars endlich eingeſtellt werden; und es iſt in 
ihr mit der gebotenen Deutlichkeit feſtgeſtellt worden, daß Sean Leſter als 
Beauftragter der Genfer Inſtitution und als Schutzpatron der 
ſtaats feindlichen Oppoſition für die politiſchen Ausſchreitungen der letzten 
Zeit, der drei Danziger Nationalſozialiſten zum Opfer gefallen ſind, die moraliſche 
Verantwortung trägt. Worauf es ankommt, hat Senatspräſident Greifer am 
6. Juli noch einmal erläutert: „Sollten in Zukunft nocheinmal rein inner- 
politiſche Vorgänge vor dem Forum des Völkerbundes erörtert 
werden, fo wird die Freie Stadt Danzig es ablehnen, an einer 
ſolchen Diskuſſion teilzunehmen. Bei allen anderen Angelegenheiten, die 
die lin Stadt infereffieren, wird fie jede Möglichkeit wahrnehmen, eingeſchaltet zu 
werden.“ 

Die Weigerung der Danziger Regierung, ſich in Zukunft noch einmal von irgendeinem 
aufdringlichen Sendling volks⸗ und ſtaatsfremder Inſtanzen in ihre innerſtaatlichen Ange 
legenheiken hineinreden zu laſſen, iſt unwiderruflich. Damit wird ſich der Völkerbund, 
wenn auch nicht heute, ſo doch morgen, ebenſo abfinden müſſen, wie er ſeiner Zeit die 
entſprechende Aufkündigung der polniſchen Mitarbeit an der Durchführung des Minder⸗ 
heitenſchutzabkommens von 1919 geſchluckt hat. Hierzu iſt an ſich eine Reviſion des 
Danziger Statuts nicht nötig. Denn das Recht, als Garant der Danziger Verfaſſung 
der Regierung der Freien Stadt in innerpolitiſchen Angelegenheiten Vorſchriften zu 
machen, hat der Völkerbund erſt auf Grund einer willkürlichen Aus⸗ 
legung des Status für ſich in Anſpruch genommen. Er hat auf dieſe Weiſe eine 
Lage geſchaffen, gegen deren unerträglichen Folgen ſich jede auf die Wahrung ihrer 
Autorität bedachte Regierung ganz entſchieden zur Wehr ſetzen muß. 

Das hat Senatspräſident Greifer getan. Vom Völkerbundsrat aber iſt ſel b ſt 
dieſe minimale Forderung des Danziger Regierungschefs in 
verletzender Form abgelehnt worden. Oſtentativ haben die Mitglieder des 
Rates Sean Leſter ihres uneingeſchränkten Vertrauens verſichert, — ein Vorgang, den 
man nicht anders als eine geſchmackloſe Demonſtration gegen das primitivſte Selbſt⸗ 
beſtimmungsrecht des Danziger Deutſchtums anſprechen kann. Es iſt zu bemerken, daß 
hierbei auch der polniſche Außenminiſter durch ein ſpezielles Lob für Sean 
Leſter mitgewirkt hat. Man iſt ſich in Genf alſo wieder einmal einig gegen Danzig 
geweſen. Es iſt aber wohl klar, daß eine Angelegenheit, an der auch Deutſchland 
ſehr ſtark intereſſiert iſt, heute nicht mehr durch irgendeinen Genfer Beſchluß fo einfach 
bei Seite gelegt werden kann. Die Rückkehr Sean Leſters nach Danzig ſcheint geradezu 
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die Gewähr dafür zu bieten, daß es zu keiner Normaliſierung des Verhältniſſes zwiſchen 
Danzig und dem Völkerbund kommt. 

Das aber hat zur notwendigen Folge, daß über kurz oder lang die weitergehenden 
Vorſchläge des Senatspräſidenten, die auf eine gründliche Repifion oder 
gar völlige Beſeitigung des Danziger Statutes abzielen, doch ernſt⸗ 
lich zur Diskuſſion geſtellt werden müſſen. Es liegt dabei nahe, daß der Völker⸗ 
bund in einem ſolchen Falle die polniſche Regierung mit der 
„Wahrnehmung ſeiner Intereſſen“ in Danzig beaufkragt. Er 
bat ſchon im Januar dieſes Jahres einen erſten Schritt in dieſer Richtung getan, 
indem er damals die Hoffnung ausſprach, daß ſich die polniſche Regierung bereit 
halten werde, dem Völkerbundskommiſſar im Bedarfsfalle bei der Durchführung der 
Ratsbeſchlüſſe behilflich zu ſein. Der Auftrag, den Oberſt Beck dieſes Mal vom Völker⸗ 
bund entgegengenommen hat, bezieht ſich vorer ſt nur auf den ſogen. Kreuzer⸗ 
konflikt, in dem ſich der polniſche Außenminiſter zur diplomatiſchen Vermittlung 
zwiſchen der Reichsregierung und dem Völkerbundskommiſſar bereit erklärt hat. Die 
ausgeſprochen unfreundliche Geſinnung aber, die die pol⸗ 
niſche Preſſe 1 gegenüber in ſeinem Konflikt mit dem 
Völkerbund an den Tag gelegt hat, macht es in hohem Maße 
wahrſcheinlich, daß ſich die polniſche Regierung auch jeden 
anderen Auftrages mit Eifer annehmen wird. Sie wird das tun nicht etwa 
aus „Treue“ zum Völkerbund, deſſen Meinung ihr in anderen Fällen höchſt gleichgültig 
fi ſondern weil fie in jedem Zerwürfnis zwiſchen der Freien Stadt und der Genfer 

nſtitution eine Chance für Polen erblickt, deſſen Wille zur völligen Eingliede⸗ 
rung Danzigs in die Warſchauer Machtſphäre durch den Gewaltverzichtspakt mit dem 
Deutſchen Reiche nicht im geringſten berührt und deſſen Geltungsbedürfnis durch die 
verſchiedenen Vereinbarungen über die wirtſchaftlichen und volkspolitiſchen Rechte der 
Polen in Danzig noch lange nicht zufrieden geſtellt worden iſt. 

Es verdient hervorgehoben zu werden, daß die polniſche Preſſe aller Schattierungen 
ſich mit einer in anderen Fragen ſelten zu erzielenden Einmütigkeit für eine Er weite⸗ 
rung der polniſchen „Hoheitsrechte“ über Danzig eingeſetzt hat. 
Unterſchiede hat es in den polniſchen Preſſekommentaren nicht in der grundſätzlichen 
Einſtellung zu Danzig, ſondern nur in der Formulierung der Forderungen gegeben. Am 
unverblümteſten iſt die polniſche Auffaſſung der Danziger Frage natürlich wieder 
in der nationaldemokratiſchen Preſſe zum Ausdruck gekommen. Die der Regierung 
naheſtehenden Blätter haben ſich weniger kraß, aber im Prinzip doch in dem gleichen 
Sinne geäußert. So hat der „Expreß Poranny“ geſchrieben: Die Rechte, die 
Polen gegenwärtig in Danzig beſitze, ſeien „das Minimum 
deſſen, was es dort zubeanſpruchen habe“. Wenn irgend eine Aenderung 
des Statuts der Freien Stadt ſtattfinden ſollte, ſo müßte ſie ſich „in der Richtung 
einer ſtärkeren Verbindung Danzigs mit Polen“ vollziehen. 
Durch die gegenwärtige Regelung heißt es dann weiter, ſeien die polniſchen Rechte in 
Danzig nicht genügend ſicher geſtellt: Die Selbſtändigkeit der Danziger Währung 
fei „ein Hindernis für die Zuſammenarbeik Danzigs mit Polen“; die Sicherheit 
der Polen in Danzig ſei „nicht ausreichend verbürgt“ uff. Auch in dem offiziellen 
Organ des polniſchen Außenminiſters, der „Polska Informacja Polityczna“ kehrt die 
Feſtſtellung wieder, daß Polen im Falle einer Aenderung des Danziger Statuts eine 
Reihe von Forderungen in den Fragen anmelden müſſe, deren 
gegenwärtige Regelung den Intereſſen des polniſchen Staates 
nicht genüge. Ebenſo heißt es in der halbamtlichen Mitteilung über die Unter⸗ 
redung des diplomatiſchen Vertreters Polens mit dem Danziger Senatspräſidenten, daß 
Polen kein grundſätzlicher Gegner einer Reviſion der Beziehungen Danzigs zum Völker⸗ 
bund ſei, daß es aber, falls es zu einer ſolchen Reviſion kommen ſollte, anſtelle der: 
jenigen Garantien, die dann nicht mehr durch den Völkerbund 
wahrgenommen werden könnten, neue und erweiterte Garan— 
tien für ſich beanſpruchen müſſe. 

Dieſe Mitteilung iſt intereſſant. Sie bedeutet, daß Polen bereit iſt, im Auftrag des 
Völkerbundes mit der Freien Stadt zu verhandeln, daß es u. II. auch nichts dagegen hat, 
wenn die bisherigen Bindungen der Freien Stadt an den Völkerbund abgeſchafft werden, 
daß es aber — und das iſt der ſpringende Punkt — darauf ſpekuliert, daß es ſelber in 
diejenigen Rechte eingeſetzt wird, die bisher dem Völkerbund zuſtehen oder die dieſer 
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ſich der Freien Stadt gegenüber in willkürlicher Auslegung des Statuts angemaßt hat. 
Das heißt: Polen möchte das Danziger Erbe des Völkerbundes 
antreten. Es möchte das „Protektorat“ über die Freie Stadt übernehmen. Es 
möchte ſich in einem Falle, in dem es ſelber Parteiift, die Rolle 
des Richters zuſchieben laſſen. 

Es iſt klar, daß die Danziger Angelegenheit durch ein ſolches Verfahren einer 
befriedigenden Löſung nicht zugeführt werden könnte. Im „Völkiſchen Beobachter“ 
iſt ſehr richtig feſtgeſtellt worden, daß die Danziger Frage nach dem Beweis der 
Untauglichkeit des Verſailler Syſtems, dem Frieden zu dienen, nicht mehr in die 
Weltpolitik, ſondern höchſtens in eine deutſch⸗polniſche Aus⸗ 
ſprache gehört. Für Deutſchland kann ein Auftreten Polens in der Danziger Frage 
nur dann tragbar erſcheinen, wenn dieſes nicht als Beauftragter des Völkerbundes auf⸗ 
tritt, ſondern frei von feinen Genfer Bindungen ſich mit Deutſch⸗ 
land aneinen Verhandlungstiſchſetzt. Es iſt von Danziger Seite ſchon 
oft und noch einmal im Zuſammenhang mit dem Genfer Konflikt in bindender Form 
ugeſagt worden, daß die Lage des polniſchen Volksſplitters und die wirtſchaftlichen 

elange Polens in Danzig von allen Aenderungen, die ſich etwa im Verhältnis Danzigs 
zum Völkerbund einſtellen ſollten, unberührt bleiben. Polen kann ſicher ſein, daß dieſe 
von der nationalſozialiſtiſchen Regierung der Freien Stadt gegebene Zuſage auch von der 
Regierung des Deutſchen Reiches als gegeben anerkannt wird. Polens Danziger Chance 
liegt in der Garantie ſeiner Danziger Belange durch Deutſchland. Dr. K 


Die Bauern marſchieren 


In einer Reihe politiſcher Maſſenkundgebungen hat die zum herrſchenden Regierungs⸗ 
ſyſtem in Oppoſition ſtehende Volkspartei im Laufe der letzten Monate ihre Macht 
demonſtriert. Das Schwergewicht dieſer Partei liegt in Weſt⸗ und Mittel⸗ 
galizien und in den ſüdlichen Teilen Kongreßpolens. Die Partei hat 
ihre Anhänger ſtraff in der Hand. Sie iſt, trotzdem ſie ſeit dem Maiumſturz von 1926 
keinen Anteil mehr an der Führung des Staates beſitzt, ein Faktor, von dem man 
annehmen kann, daß er eines Tages wieder eine Rolle im ſtaatlichen Leben Polens zu 
fpielen beſtimmt iſt. Sie iſt die Partei der polniſchen Bauern, und die polniſchen 
Bauern, die zwei Drittel des polniſchen Volkes ausmachen, ſind die Grundlagen 
des polniſchen Staates. Das ſind Dinge, die in ihrer politiſchen Bedeukung 
auch von den maßgebenden Männern des Regierungslagers anerkannt werden. Der pol⸗ 
niſche Staat iſt nur ſicher im Volke verwurzelt, wenn er ſich auf die Bauern nicht nur 
biologiſch, ſondern auch politiſch aufbaut. Das gibt der Volkspartei gegenüber dem 
Regierungslager eine im Vergleich zur Nationaldemokratiſchen und zur Sozialiſtiſchen 
Partei verhältnismäßig ſtarke Pofition, eine Pofition, die mit bäuerlicher Hartnäckigkeit 
und diplomatiſcher Geſchicktheit von dem Parteiführer, dem ehemaligen Sejmmarſchall 
Rataj, ausgenutzt wird. Dieſe Poſition iſt um fo ſtärker, als die Partei trotz ihrer 
radikaler gewordenen Einſtellung vom Regierungslager im Grunde als ſtaatsbejahend 
und patriotiſch anerkonnt werden muß. 

Der Urſprung der Volkspartei liegt in Galizien. Dort wurde vor dem 
Kriege von dem Großbauern Wincenty Witos eine Bauernpartei ins Leben 
gerufen, die ſich nach Piaſt, dem ſagenhaften Stammvater des erſten über die polniſchen 
Stämme herrſchenden Fürſtengeſchlechtes, benannte. Die Führer dieſer Partei ſind immer 
Bauern geweſen, im Gegenſatz zu einigen anderen bäuerlichen Gruppen, die nach der 
Errichtung des polniſchen Staates vor allem in Kongreßpolen entſtanden und teilweiſe 
von ſtädtiſcher Intelligenz geführt wurden. In den erſten Jahren nach dem 
Kriege ſpielten die verſchiedenen Bauernparteien — trotz ſtarker Unterſchiede in ihrer 
politiſchen Haltung — im öffentlichen Leben Polens eine beträchtliche Rolle. Die ſtärkſte 
und nach rechts kendierende Gruppe war die „Piaſt“, deren Führer, Witos, dreimal 
Miniſterpräſident war. Witos war es auch, der im Mai 1926 Regierungschef war, 
als Marſchall Pilſudſki gegen Warſchau marſchierte. Der Maiumſturz wurde zunächſt 
von einer Reihe mehr links eingeſtellter bäuerlicher Gruppen mit unterſtützt. Dieſe zogen 
ſich aber, ebenſo wie die Sozialiſten, ſehr bald enttäuſcht von dem neuen Regierungslager 
zurück, als dieſes Anlehnung bei den großgrundbeſitzenden Konſervativen ſuchte und fand. 
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Die Wirtſchaftspolitik der Nachmairegierungen ſtand im Zeichen 
der Induſtrieförderung. Die Fortführung der Siedlungsaktion wurde von den in agra⸗ 
riſchen Dingen maßgebenden e ae Kreiſen gebremſt. Die agrarpolitiſchen 
Maßnahmen kamen, wie vor allem die Exportprämien und die Preisſlützungsaktionen, 
in erſter Linie der Getreideerzeugung des ee zugute. Die Preisſchere öffnete 
ſich. Das Dorf verarmte. Die Verelendung der Bauern drohte 
zu einer politiſchen Kataſtrophe zu führen. Die Bauern ſtanden bei 
aller Verehrung, die ſie der Perſon des Marſchalls entgegenbrachten, zum herrſchenden 
Regierungsſyſtem in erbitterter Oppoſition. In dieſe Zeit des raſch fortſchreitenden 
Niederganges der bäuerlichen Wirtſchaft fiel der Verſuch eines geſchloſſenen Angriffs 
der Dppofition auf das Regime; 1930 ſchloſſen ſich verſchiedene Bauern⸗ 
parteien zur Volkspartei zuſammen. Zu deren Führer wurde wieder Witos 
gewählt. Es kam zu einer politiſchen A e mit den Sozialiſten, zum Krakauer 
Kongreß des „Zentrolew“. Die Entwicklung ſchien auf eine gewaltſame Rückkehr der 
Oppoſition in die Macht hinzudrängen. Aber es kam nicht ſo weit. Die Oppoſitions⸗ 
führer wurden in Breſt Litowsk eingeſperrt und in einem rigoros durchgeführten 
Prozeß zu Freiheitsſtrafen verurteilt. Als ſie die Strafen verbüßen ſollten, gingen ſie 
z. T. ins Ausland, unter ihnen Witos und einige andere maßgebende Führer der 
Bauernpartei. Mit der politiſchen Aktivität dieſer Partei war es nach dieſem Zuſammen⸗ 
bruch vorerſt vorbei. Das Regierungslager erneuerte mehrfach ſeine Verſuche, einzelne 
führende Mitglieder der Partei zu ſich herüber zu ziehen. Dieſe Verſuche hatten Erfolg. 
Aber die Partei war auf dieſe Art nicht zu erſchüttern; denn die Bauern leiſteten 
den Sezeſſioniſten keine Gefolgſchaft. 

Nach 5 em Tode des Marſchalls begann für die oppoſitionellen Parteien eine 
Zeit verſtärkter Aktivität. Auch die Volkspartei ging erneut zum Angriff über. Aus der 
Oppoſition heraus erzwangen die Bauern, die ſich bende radikaleren Ideen zuwandten, 
einen Kurswechſel in der Agrarpolitik. Die landwirtſchaftliche Ent⸗ 
ſchuldung wurde unter beſonderer Berückſichtigung des 1 weiter entwickelt; 
die Ausfuhr förderung ſtellte ſich allmählich auch auf die Erzeugniſſe der Vieh⸗ 
zucht um und kam dadurch in verſtärktem Maße auch den Bauern zugute. Die Frage 
einer beſchleunigten Aufteilung des Großgrundbeſitzes wurde wieder akut. 
Der aus dem bäuerlichen Lager hervorgegangene Poniatowſki wurde Landwirt⸗ 
ſchaftsminiſter. Und nach den amtlichen Feſtſtellungen begann ſich die wirtſchaftliche 
Lage der Landwirtſchaft langſam zu heben. Der Bauer freilich merkte davon nur 
ſehr wenig. 

Die wachſende Unzufriedenheit des Dorfes äußerte ſich in einer politiſchen⸗ 
Radikaliſierung nach links. Die Volkspartei verſtand es, ſich dieſe aktiviſtiſchen 
Strömungen, von der namentlich die jungbäuerlichen Kreiſe erfaßt wurden, 
zunutze zu machen. Sie paßte ihre wirtſchaftlichen und politiſchen Forderungen den 
ſich verſchärfenden ſozialen Stimmungen an, wie ſie auch den zunehmenden anti⸗ 
ſemitiſchen Regungen des Dorfes in mancher Hinſicht Rechnung zu tragen verſuchte. 
Ihre Grundlage in den bäuerlichen Maſſen befeſtigte ſich, und heute iſt ſie zweifellos 
diejenige Gruppe in Polen, die die größten Maſſen zu politiſchen Demonſtrationen 
aufzubieten vermag. f 

Das Regierungslager ſcheint einer Zuſammenarbeit mit der Volkspartei nicht grund⸗ 
ſätzlich ablehnend gegenüber zu ſtehen. Lind die Partei felber erhebt immer lauter den 
Ruf nach Beteiligung an der Führung des Staates. Aber es iſt noch 
nicht abzuſehen, ob und in welcher Form es zu einer Zuſammenarbeit der Regierung mit 
der Volkspartei kommt. Die Partei lehnt das herrſchende Regime 
eindeutig ab. Sie verlangt auf politiſchem Gebiet eine grundlegende Reform 
des Wahlrechtes; fie fordert eine Redemokratiſierung des ſtaat⸗ 
lichen Lebens, die Durchführung von Neuwahlen auf der Grundlage der alten 
Parteien. Sie übt ſcharfe Kritik an der „deutſchfreundlichen“ Außen⸗ 
politik des Oberſten Beck und verlangt eine Wiedereinſchaltung Polens in das 
franzöſiſche Bündnisſyſtem. Mit den Nationaldemokraten verbindet ſie ihre 
gemäßigt antiſemitiſche Haltung und ihre klerikale Tendenz. Mit den Sozialiſten 
hat ſie ihre demokratiſchen Ideen gemein. 

Von dieſen Geſichtspunkten aus muß man ein Ereignis betrachten, das ſich vor kurzem 
in einem kleinen galiziſchen Dorf im Bezirke Przeworsk abgeſpielt hat. Dort, in 
Nowoſielce, wurde zu Ehren eines polniſchen Bauern, der vor einigen Jahr⸗ 
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hunderten an der 8 0 ſeiner Dorfgenoſſen einen tatariſchen Einfall abgewehrt hatte, 
in feierlicher Form ein Erdhügel aufgeſchüttet. Zu der Kundgebung, an der etwa 150 000 
Bauern teilnahmen, waren auch Abteilungen der Wehrmacht und die Spitzen der 
Armee mit dem Generalinſpekteur Rydz⸗Smig ly erſchienen. An dieſen wandte ſich 
einer der Führer der Volkspartei in einer politiſch äußerſt intereſſanten und bezeichnenden 
Rede: „Wir find uns heute“, fo ſagte er, „unſerer Pflichten dem Staate gegenüber 
bewußt... Doch als Miteigentümer des Staates haben wir nicht nur das Recht, 
ſondern auch die Pflicht, darüber mit zu entſcheiden, wie dieſer 
Staat beſchaffen ſein und welche Wege er einſchlagen ſoll. Wir 
haben die Pflicht, zu rufen, daß die Zurückdrängung der Bauernmaſſen von der ange⸗ 
meſſenen Teilnahme an den politiſchen Angelegenheiten und die Entziehung der politiſchen 
Rechte ſich im Staatsleben gerade dann gefährlich auswirken können, wenn die Opfer⸗ 
willigkeit der Bauern, ihr Blut und ihr Leben, verlangt wird. Wir wollen die Teil⸗ 
nahme der Armee an dieſer Feier zu Ehren des Bauernhelden Michael Pyrz als eine 
Verheißung hinnehmen, daß ein beſſeres Verſtändnis als bis⸗ 
her für die Dinge Platz greifen wird, die die Maſſe der Bauern 
begehrt.“ Und der Redner ſchloß mit dem Rufe: „Es lebe die polniſche Republik! 
Es lebe die ſtarke polniſche Armee! Es lebe die Volkspartei! Wir verlangen die 
Rückkehr Wicenty Witos' und feiner Genoſſen!“ 

Dann wurden dem Generalinſpekteur die ſchriftlich formulierten Forderungen 
der Volkspartei überreicht. Die Partei hat durch dieſen wohlberechneten Schach⸗ 
zug ihre Bereitſchaft zur Zuſammenarbeit mit dem heute ſtärkſten Faktor des öffentlichen 
Lebens in Polen, dem General Rydz⸗Smigly, zum Ausdruck gebracht, zugleich aber die 
Bedingungen unterbreitet, von deren Erfüllung ſie ihre Mitarbeit abhängig zu machen 

edenkt. Man erwartet, daß Rydz⸗Smigly gelegentlich der nächſten Tagung des 
egionärverbandes, die im Auguſt ſtattfinden wird, auf die Demonſtration von 
Nowoſielce antworten wird. Die Bauern marſchieren. 


Polen und der Nandſtaatenblock 


Im Rigaer Pakt von 1934 haben Eſtland, Lettland und Litauen eine engere 
Zuſammenarbeit auf außenpolitiſchem Gebiet herzuſtellen verſucht. Es hat ſeitdem vier 
Konferenzen der „baltiſchen“ Außenminiſter gegeben. In der Aehnlichkeit der 
geographiſchen Lage und in der annähernden Gleichwertigkeit nach 
Flächenausdehnung und Bevölkerungszahl find gewiſſe äußere Bor: 
ausſetzungen für eine gemeinſame Außenpolitik dieſer am Rande raumweiter Großmächte 
gelegenen Kleinſtaaten gegeben, deren Beſtand weniger auf der eigenen Kraft, als auf der 
Konkurrenz der größeren Nachbarn beruht. Man wird feſtſtellen können, daß die Frage 
einer Entente oder auch einer Union der Randſtaaten eine Angelegenheit ift, die nicht allein 
die Politiker der drei unmittelbar beteiligten Länder beſchäftigt. Doch iſt die Gemein: 
ſamkeit zwiſchen Reval, Riga und Kauen bisher nur ſo weit gediehen, 
daß fie zu einem einigermaßen geſchloſſenen Auftreten in gewiſſen politiſchen 
Prinzipienfragen ausreicht. Das heißt: die drei Staaten ſind ſich im weſent⸗ 
lichen einig darüber, daß „der Friede nicht geteilt“ werden ſoll, daß „nichts über ſie ohne 
fie“ beſtimmt werden ſoll, und daß der, der zu ſchwach zur Selbſtverteidigung iſt, durch 
ein „Syſtem der kollektiven Sicherheit“ geſchützt werden ſoll. Darüber aber, wie dieſe 
gemeinſam anerkannten Prinzipien in die Praxis umgeſetzt werden ſollen, gehen die 
Meinungen der drei Regierungen noch weit auseinander. 

Die „Zuſammenarbeit“ der Außenminiſter hat an der Tatſache noch nichts geändert, 
daß jeder der drei Randſtaaten feine eigene außenpolitiſche 
Orientierung verfolgt und ſeine beſonderen Freundſchaften pflegt, die ſich mit den 
Abſichten und Intereſſen der beiden anderen zumeift nicht vereinbaren laſſen. Vor allem 
geht Eſtland ſeine eigenen Wege. Es iſt zwar der nach Fläche und Volkszahl kleinſte 
der drei baltiſchen Staaten. Aber es hat vor den beiden andern das eine voraus, daß es 
in ſeiner Außenpolitik von einer verhältnismäßig geſunden innerpolitiſchen Grundlage aus⸗ 
gehen kann. Während in Lettland und Litauen der bolſchewiſtiſche Einfluß, 
ohne auf einen wirklich wirkſamen Widerſtand der herrſchenden Schichten zu ſtoßen, auf 
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breiter Front vordringt, hat in Eſtland der geſunde politifche Inſtinkt der Bevölkerung 
dieſe Gefahr überwunden. Als ein Staat, der kaum 10 v. H. fremdvölkiſcher Einwohner 
hat, iſt Eſtland im weſentlichen von den volkspolitiſchen Belaſtungen frei, 
denen Lettland z. B. durch das leffgallifche Problem und Litauen u. a. durch die Memel⸗ 
frage ausgeſetzt find. In völkiſcher Beziehung ſteht Eſtland den mit einander verwandten 
Letten und Litauern fern; feine ver wandtſchaftlichen Beziehungen ver⸗ 
weiſen es auf die nördlich benachbarten Finnen. Der einzige Gegner, den es fürchtet, iſt 
Moskau, das ſchon einmal im Revaler Kommuniſtenputſch von 1926 die Grundlagen der 
eſtländiſchen Selbſtändigkeit zu erſchüttern verſucht hat. Es iſt daher fein verſtändlicher 
Wunſch, Anlehnung bei all den Staaten zu finden, die als Nachbarn der Sowjetunion 
eine gemeinſame Abwehr der Moskauer Weſtpolitik für erforderlich halten. So ſteht 
Eſtland den ſkandinaviſchen Neutralen, zu denen ja auch Finnland gehört, näher als 
feine „baltiſchen Freunde“ und es ſteht feinem Paktgenoſſen Litauen ferner 
als dem polniſchen Staat. Während es aber mit feiner Befürwortung einer 
Anlehnung der Randſtaatengruppe an die Gruppe der nordiſchen Staaten bei dieſen auf 
eine gewiſſe Zurückhaltung ſtößt, findet es mit ſeiner Forderung einer Erweiterung des 
Randſtaatenblockes nach Süden die uneingeſchränkte Zuſtimmung Polens. 

Der eſtländiſche Außenminiſter Dr Akel hat ſich bei feinem Amts⸗ 
antritt am 25. Juni d. J. ausdrücklich zu einer engeren Zuſammenarbeit mit Polen 
bekannt: „Schon zu Beginn des Jahres 1922 iſt zwiſchen Finnland, Eſtland, Lettland und 
Polen das ſogen. Warſchauer Abkommen abgeſchloſſen worden, das aus von 
uns unabhängigen Gründen nicht in Kraft getreten iſt. Das Gefühl der Freundſchaft 
dem polniſchen Volk gegenüber iſt bei uns von Jahr zu Jahr gewachſen und reale 
Erwägungen ſprechen dafür, daß die auf die Sicherung des Friedens hinzielende Zu⸗ 
ſammenarbeit mit Polen zu einer Hebung des politiſchen Gewichts der baltiſchen Staaten 
führen muß. Aus dieſen Gründen wünſchen wir eine Ausdehnun 
der Zuſammenarbeit der baltiſchen Staaten auch auf Polen. 
Es verſteht ſich von ſelbſt, daß ein derartiger Gedanke von Litauen mit voller 
Entſchiedenheit abgelehnt wird. Eine gemeinſame Außenpolitik wird von 
litauiſcher Seite nur zwiſchen den drei Randſtaaten für möglich gehalten; die Bereinigung 
der Wilnafrage, „die Wiedergutmachung des dem litauiſchen Volk von Polen zugefügten 
Unrechts“, wird als die unerläßliche Vorausſetzung für die Zuſtimmung Litauens zu 
einer Einbeziehung Polens in den Kreis der baltiſchen Staaten bezeichnet. 

Eſtland und Litauen ſind gewiſſermaßen die politiſchen 
Gegenſpieler innerhalb des Randſtaatenblockes. Beide Staaten 
gehen von entgegengeſetzten Geſichtspunkten an die praktiſche Verwirklichung der von 
ihnen gemeinſam anerkannten Prinzipienfragen heran. Eſtland will ſich mit polniſcher 
Hilfe vor der Bedrohung durch die Sowjetunion ſchützen, und Litauen ſucht bei derſelben 
Macht Schutz vor der polniſchen Drohung. Der eine ſieht im Freund des 
andern ſeinen Feind. Das iſt ein Zuſtand, durch den u. II. der ganze Rand⸗ 
ſtaatenblock in Frage geſtellt werden kann. Denn es iſt ſehr wahrſcheinlich, daß im Falle 
eines Fortdauerns der anormalen Verhältniſſe an der litauiſch⸗polniſchen Grenze die 
von Eftland erſtrebte Einbeziehung Polens in die Zuſammen⸗ 
arbeit der „baltiſchen“ Staaten mit dem Verzicht auf eine Ver⸗ 
wirklichung des Randſtaatenblockes erkauft werden muß. Es hat den 
Anſchein, daß ſich die führenden Kreiſe Eſtlands mit dieſem Gedanken bereits vertraut 
gemacht haben. Es verdient jedenfalls feſtgehalten zu werden, daß General Lai⸗ 
doner in ſeiner Rede, die er aus Anlaß des polniſchen Nationalfeiertages am 3. Mai 
dieſes Jahres in Reval gehalten hat, ziemlich deutlich von Litauen abge⸗ 
rückt iſt und zugleich in ſehr beſtimmter Form feſtgeſtellt hat, daß Eſtland ſich Polen 
„mit vollem Vertrauen“ zuwende. 

Dieſe polenfreundliche Einſtellung iſt zu verſtehen. Aber es ſcheint, daß man ſich die 
Folgerungen, die ſich aus einer ſolchen Einſtellung ergeben, in Eſtland noch nicht völlig 
klar gemacht hat. Auf der einen Seite wünſcht man „eine Ausdehnung der Zuſammen⸗ 
arbeit der baltiſchen Staaten auf Polen“; auf der anderen Seite aber verkündet man die 
„baltiſche Neutralität“ als ein Hauptziel der Außenpolitik Eſtlands. Man wird jedoch 
zugeben müſſen, daß ſich beides nur ſchwer mit einander vereinbaren läßt. Denn ein 
Kleinftaat wie Eſtland gibt dadurch, daß er ſich an einen der größeren Staaten beſonders 
eng bindet, jene Ungebundenheit preis, die notwendig iſt, um ihn durch einen gemeinſamen 
Akt der Großmächte zu neutraliſieren. Mit einer engeren Bindung an Polen 
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wird Eſtland in allen Streitfragen, die Polen durchkämpft, 
Partei. Es hat vielleicht Ausſicht, von den Erfolgen der polniſchen Politik zu 
profitieren; aber es ſetzt ſich beftimmf auch der Gefahr aus, das Opfer von Miß⸗ 
erfolgen der Politik ſeines größeren Freundes zu werden. Polens Vordringen 
ins Baltikum bedeutet das Ende des Gedankens einer baltiſchen 
Neutralität. Man ſollte ſich das in Eſtland genau überlegen. Dr. K 


Vom Deutichtum in Polen 


„Vor einiger Zeit hielt ein Mitglied der Jungdeutſchen Partei, Bruno Schul z⸗Woll⸗ 
ſtein, in Kattowitz einen Vortrag über die wirtſchaftlichen Lebensgrundlagen des Deutſchtums 
in Polen. Es iſt nach all den unangenehmen Dingen, die ſich während der letzten Jahre in 
den Reihen des Deutſchtums in Polen abgeſpielt haben, ein erfreuliches Zeichen, daß der Wort⸗ 
laut dieſes Vortrages auch in einem Teil der nicht im jungdeutſchen Lager ſtehenden deutſchen 
Preſſe Polens veröffentlicht wurde. Bruno Schulz hat in ſeinem Vortrag Ausführungen über 
die Notwendigkeiten der geiſtigen Grundhaltung der deutſchen Volksgruppe in Polen gemacht, 
die es verdienen, feftgehalten zu werden. Er führte zu dieſem Thema u. a. folgendes aus: 


Unſer Volk hat bei ſeinen mehr als 100 Millionen Angehörigen den ver⸗ 
hältnismäßig kleinſten Lebensraum unter allen Völkern der 
Welt. Auch wir Deutſche in Polen dürfen an dieſer harten Erkenntnis nicht vorüber⸗ 

ehen; das fällt uns freilich ſehr ſchwer, weil wir die jüngſte deutſche Minderheit im 

uslande ſind. Viele wollen heute noch nicht begreifen, daß darin nicht nur unſer 
Schickſal, ſondern auch unſere Aufgabe liegt. Wir müſſen endlich von 
der Notwendigkeit durchdrungen fein, auf eigenen Füßen zu ſtehen. Voraus⸗ 
ſetzung dafür iſt aber: die Erkenntnis unſerer Lage und der Wille, auf der gegebenen 
Grundlage zu arbeiten und unſer Haus zu errichten. Dieſes Haus wird freilich 
kein Gen at ſondern ein ſehr einfaches Koloniſtenhaus 
ſein. Aber Zähigkeit und Sparſamkeit können es von Jahr zu Jahr wohnlicher machen. 
Freilich: wer Koloniſt ſein will, darf nicht mit der Heimat, mit 
Deutſchland, vergleichen. Er darf ſich nicht als verloren vorkommen, ſondern 
er muß im Koloniſtendaſein ſeine Aufgabe erblicken, die er mit dem Einſatz aller ſeiner 
Kräfte und auf lange Sicht zu bewältigen hat. Und er muß wiſſen, daß er ſich auf 
ſeinen Nachbarn verlaſſen kann. Die alte Heimat iſt uns nahe, wir können zu viel 
vergleichen, und wir Aelteren vergleichen auch noch mit dem, was in der Vergangenheit 
war. Die ſeeliſche Leiſtung der inneren Umſtellung auf die aus⸗ 
landsdeutſche Aufgabe iſt die ſchwerſte, aber auch die unerläß⸗ 
lichſte Vorausſetzung für die wirtſchaftliche Aufbauarbeit. In 
der Schaffung dieſer Vorausſetzung liegt für uns die Aufgabe des völkiſchen Sozialismus. 
Wer nicht völkiſch, ſondern nationalſtaatlich denkt, der ſchafft 
es nicht, der wird ſich nur in Deutſchland wohl fühlen und nur dort ſeine Aufgabe 
ſehen. Wer aber weiß, daß der Nationalſozialismus gerade von der Idee des Volkes 
ausgeht, der darf nicht zögern, im Kampf für das Leben ſeines Volkes die Stellung zu 
beziehen, die ihm zugeteilt wird, mag dieſe Stellung auch ſchwer zu halten und unbequem 
ſein. Das Bewußtſein, ſeinem Volke zu dienen, muß ihm Kraft und Begeiſterung für 
ſeine Aufgabe geben. Wenn der Nationalſozialismus vom Fronterlebnis ausgeht, ſo iſt 
Frontgeſinnung am meiſten notwendig für die, die in ihres Volkes vor- 
derſter Front, d. h. fern vom Mutterland als Bürger fremder 
Staaten um ihr Daſein kämpfen. Wem das als Phraſe erſcheint, der hat 
nech nichts vom völkiſchen Sozialismus begriffen und der iſt auch nicht fähig, am Aufbau 
feiner Volksgruppe mittätig zu fein. Denn ohne dieſe Idee wären alle Opfer, die wir 
vom Einzelnen fordern, ſinnlos und zwecklos. Und es wäre für jeden das Klügſte, wenn 
er ſich dahin zurückzöge, wo ſeinem Daſeinskampf der geringſte Widerſtand droht, d. h. 
in der Etappe der Heimat. Paffive Deutſche, Zuſchauer in unſerem Kampf, können wir 
nicht brauchen; ſie demoraliſieren und müſſen als Deutſche abgeſtoßen werden. Schluß 
mif dem „Uns treiben laſſen!“ Alle Mann an die Arbeit! Halten, was noch 
zu halten iſt und im übrigen neue Stellungen beziehen, die 
gehalten werden können — aber nicht drüben in Deutſchland, ſondern hier im Lande! 
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Die Tſchechei: Vorhut des Bolſchewismus 


Das Bündnisſyſtem der Tſchechoſlowakei ruht auf drei Pfeilern: Frankreich, Kleine 
Entente und Rußland. Ein Blick auf die Karte genügt, um feſtzuſtellen, welch wichtige 
Rolle die Tſchechoſlowakei insbeſondere im Paktdreieck Paris — Prag — Moskau fpielt. 
Sie iſt ein Brückenpfeiler. Prag liegt in der Mitte Europas. Die Kleine Entente hat 
mit Deutſchland unmittelbar nichts zu tun. Das paktſyſtem Prag — Paris 
Moskau, vor allem aber jenes Prag — Moskau, ſtellt jedoch eine unmittel⸗ 
bare Bedrohung des Reiches und ganz Mitteleuropas dar, das mili- 
täriſch wie weltanſchaulich in die Zange genommen wird. Man wird an die Huſſiten⸗ 
und Türkenkriege erinnert. Heute iſt die Gefahr nicht geringer: Gegen das Deutſche 
Reich haben ſich die Ideen der franzöſiſchen Revolution, der Gegen- 
re formation, des Huſſitentums und des Bolſchewismus erhoben. 

Im Leben der Völker ſpielen nicht nur nüchterne Erwägungen, ſondern auch Gefühle 
eine Rolle. Dieſe weitaus mehr, da ſie raſſiſch bedingt und daher nahezu unwandelbar 
find. Der Tſcheche muß als Huſſit begriffen werden. Hierin liegt 
eine gewiſſe Geiftes- und Gefühlsverwandtſchaft mit dem Bol: 
ſchewis mus. Das Huſſitentum war keine aufbauende, ſondern eine zerſtörende Kraft. 
Er muß auch als Panſlawiſt begriffen werden. Rußland iſt und bleibt 
für ihn das „ſlawiſche Mütterchen“, möge es ſich auch nicht mehr im Prunkkleid der 
Zaren, ſondern in der roten Toga der kommuniſtiſchen Weltverbeſſerer präfentieren. Er 
muß ſchließlich als Feind des Deutſchen begriffen werden. Das 
iſt der Sinn, den das tſchechiſche Volk ſelbſt ſeiner Geſchichte gibt. Darum hält man in 
der Tſchechei gegenwärtig nicht mehr viel von den Przemysliden, welche ſich im mittel- 
alterlichen Reiche mit einer Teilſelbſtändigkeit begnügten, ſondern pflegt lieber die Erinne⸗ 
rung an die „glanzvolle“ Huſſitenzeit, d. h. die offene Empörung und Feindſchaft gegen 
das Reich. In dieſen Dingen tritt uns der tſchechiſche Volkscharakter als ein vom 
deutſchen abweichender entgegen. Aus dieſen Gefühlen und aus der Abneigung Frank⸗ 
reichs gegen das Reich heraus iſt die Tſchechoſlowakei entſtanden. Sie ſollte einerſeits 
dem Reiche und andererſeits Oeſterreich, alſo dem geſamten Deutſchtum Mitteleuropas, 
im Nacken ſitzen. Das iſt das Geſetz, nach dem ſie angetreten iſt. Und dieſes Geſetz 
muß ſie erfüllen! 

Nach ihrer Verfaſſung und nach allen Aeußerungen ihrer verantwortlichen Perſön⸗ 
lichkeiten iſt die tſchecho⸗ſlowakiſche Republik eine „Demokratie“. Nach einem 
Worte des Miniſterpräſidenten Dr. Hodza iſt ſie ein eigener, der dritte europäiſche Typ 
der Demokratie, der hier zutage tritt. In einem gewiſſen Sinne iſt das richtig. Nämlich 
Kaſtengeiſt herrſcht im tſchechiſchen Volke nicht. Auch heute noch nicht, trotz Induſtriali⸗ 
ſierung u. dgl. Das Volk iſt im weſentlichen das alte Bauernvolk A e 
das es in der Huſſitenzeit war. Von einer Demokratie nach Art der angel: 
ſächſiſchen oder auch der franzöſiſchen darf man in bezug auf die Tſchechen nicht ſprechen. 
Es wird ſehr genau zwiſchen Gleichberechtigung und Gleichberechtigung unterſchieden. 
Wirkliche Gleichberechtigung herrſcht nur innerhalb des tſche⸗ 
chiſchen Volkskörpers. Gegenüber den ſogenannten Minderheiten, alſo auch 
gegenüber dem deutſchen Volksteil, aber iſt davon keine Rede. 

Schon durch ihr bloßes Daſein iſt die Tſchecho⸗Slowakei als ein Gegner des Deutſchen 
Reiches und der in ihm vereinigten Hauptmaſſe des deutſchen Volkes zu werten: Als 
Nationalſtaat der Tſchechen iſt es ihre Aufgabe, 3%. Millionen einheimiſcher Deutſcher 
politiſch unter volksfremder Herrſchaft zu binden. Daß mit dieſer Bindung auch 
politiſche Entrechtung, kulturelle Aushungerung und wirtſchaftlich⸗ſoziale Verelendung 
verbunden ſind, iſt allgemein bekannt. Das geſamte Deutſchtum wird von dieſer Tatſache 
mitbetroffen, da es damit rechnen muß, daß ein nicht nur an Volkskraft, ſondern auch 
geiſtig und wirtſchaftlich bedeutender Teil unſeres Volkstums dort zugrunde geht und 
Staatsgrenze ſchließlich auch Volksgrenze wird, was die Gefahren: 
lage des Deutſchen Reiches in Mitteleuropa erhöht. Das Staatsverteidigungs⸗ 
geſetz mit ſeinen ſieben eee SEON EDEN, die das ganze Grenzgebiet mitten 
im Frieden in Ausnahmezuſtand verſetzen, ſtellt den Sturmangriff auf 
dieſes national anders geartete „Grenzgebiet“ und auf die 
letzten ſudetendeutſchen Arbeitsplätze dar. In dieſer Hinſicht bildet es 
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die Krönung jenes Enteignungsſyſtems, das nach dem Umſturz mit der Nichtein⸗ 
löſung der Kriegsanleihe begann, mit der Bodenenteignung und 
Wälderverſtaatlichung, mit den Bahnverſtaatlichungen u. dal. fort: 
geſetzt wurde und dazu führte, daß die Deutſchen im öffentlichen Dienft anftelle der ihnen 
zuſtehenden 23 v. H. nur 14 v. H. an Poſten inne haben; und dieſe nur in den unterſten 
Kategorien, ſo daß das Verhältnis eigentlich noch weitaus ungünſtiger iſt. Das ſind 
lediglich die wirtſchaftlichen Maßnahmen. In dasſelbe Gebiet fallen die kulturellen 
Aushungerungsmethoden, die durch die Sperrung Tauſender deutſcher Schul: 
klaſſen, durch Zeitungs-, Zeitſchriften⸗ und Bücherverbote gekennzeichnet find und die 
Verſchweizerung bezw. Tſchechoſlowakiſierung dieſes deutſchen Volksteils in die Wege 
leiten ſollen. Alle dieſe Maßnahmen haben das eine gemeinſame Ziel: Staatsgrenze und 
Volksgrenze ineinanderfließen zu laſſen. Sie ſind innerpolitiſche Aus⸗ 
wirkungen des tſchechiſchen Huſſitentums. Es find ihnen aber 
auch außenpolitiſche Folgen nicht abzuſprechen. Denn es iſt für das 
Deutſchtum Mitteleuropas durchaus nicht gleichgültig, ob tſchechiſche Angriffsluſt durch 
einen nicht unbedeutenden deutſchen Volksteil einigermaßen gezügelt wird oder ob ſie ſich 
frei entfalten kann. 

Außenpolitiſch und militäriſch betrachtet ſtellt das Staatsverteidigungsgeſetz die Erklä⸗ 
rung des Zuſtandes der erhöhten Kriegsgefahr, der Vorbereitung für alle Möglichkeiten, 
dar. Franzöſiſche und ruſſiſche Generalſtäbler find in der Grenzzone, 
die nahezu das ganze Siedlungsgebiet der Deutſchen, Ungarn und Polen, das halbe der 
Slowaken umfaßt, am Werke, dieſes Gebiet nicht nur zu einer Feſtung ſondern auch zu 
einem Ausfallstor zu machen. Welche Staaten dadurch in Mitleidenſchaft gezogen 
werden, zeigt ein Blick auf die Karte. Selbſt die Slowaken ſind beunruhigt, obzwar 
ſie doch ſozuſagen zum „Staatsvolk“ gehören. In einer Eingabe an den Völkerbund hat 

die ſlowakiſche Richtung des Dr. Jehlicka (Slowakiſcher Rat) auf die drohenden 
Gefahren hingewieſen. Aber auch im Prager Parlament wurde von der Richtung des 
Pater Hlinka, die trotz ihrer autonomiſtiſchen Forderungen auf dem Boden des 
gemeinſamen tſchecho⸗ſlowakiſchen Staates ſteht, ernſten Befürchtungen Ausdruck verliehen. 
Durch den Pakt Prag — Moskau ſieht auch dieſe Richtung die Slowakei auf das 
Ernſteſte bedroht. 

Freilich betonen ſowohl die Tſchecho⸗Slowakei wie Sowjetrußland, daß ihre gegen⸗ 
ſeitigen Abmachungen „nur dem Frieden dienen“. Nun iſt Räterußland aber 
nicht ein Staat wie andere auch. Es iſt gleichzeitig Sitz der 
Komintern, die von der ruſſiſchen Regierung nicht zu unter- 
ſcheiden iſt und die kommuniſtiſche Weltrevolution als ihre Auf⸗ 
gabebetrachtet. Das iſt nicht etwa unfere deutſche Auffaſſung allein. Auch in der 
Schweiz iſt man ſich darüber im Klaren, wie die Rede des Bundesrates Motta vom 
10. Juni d. J. beweiſt, in welcher er die Aufnahme diplomatiſcher Beziehungen zu Ruß⸗ 
land ablehnte. In ganz ähnlichem Sinne äußerte ſich am 9. Juli d. J. die Londoner 
„Times“. Obzwar ein ſlawiſcher Staat und Angehöriger der Kleinen Entente, lehnt 
auch Südſlawien bisher die Anerkennung Sowjetrußlands ab. Denſelben Standpunkt 
nehmen in Europa Holland und Portugal und außerhalb Europas ſämtliche ſüd⸗ 
amerikaniſchen Staaten ein. Das gibt zu denken. 

Rußland grenzt nicht an das Deutſche Reich und iſt auch kein mitteleuropäiſcher 
Staat. Durch den Pakt prag — Moskau ſ aber ift es mittelbar ein 
ſolcher geworden. Auf dem Wege über Rumänien und die Tſchechoſlowakei wird 
es unmittelbar nach Mitteleuropa vorgeſchoben und damit Nachbar des Reiches, Defter- 
reichs und Ungarns. Allein mit ſeiner ungeheuren militäriſchen Macht, die das mühſam 
ausbalancierte Gleichgewicht ſtört, bedroht es Mitteleuropa. Weitaus ernſter noch aber 
durch feine weltanſchauliche Machtſtellung als Mittelpunkt und Hort der Idee einer 
kommuniſtiſchen Weltrevolution. Während dieſe aſiatiſche Idee Europa 
bisher nur vom Rande her bedrohte, hat ſie nun die Möglich⸗ 
keit erhalten, es von der Mitte aus zu bedrohen. Das iſt die große 
Gefahr, die das Bündnis Prag — Moskau in ſich ſchließt. 

Die Tſchechen ſehen dieſe Gefahr nicht, wollen ſie nicht ſehen. Vielleicht, weil 
Huſſitentum und Bolſchewismus einander ähneln. Ihnen dünkt die „deutſche Gefahr“, 
die ihren Geiſt verwirrt, die größere. Sie haben eine merkwürdige Geſchichtsbetrachtung. 
Sie leben in dem ſtändigen Wahn, daß das deutſche Volk ſie 
erdrücken will. Die Geſchichte könnte ſie eines anderen belehren. Gerade jene 
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Zeit des frühen Mittelalters, in welcher Böhmen mit dem Reiche verbunden war, hat 
Böhmen und die Tſchechen nicht erdrückt, ſondern erhalten und beider Aufſtieg gefördert. 
Zuerſt unter den Przemysliden und ſpäter unter den Luxemburgern. Ein Blick auf das 
alte Prag, feinen Hradſchin und feine Karlsbrücke könnte jeden Tschechen eines Beſſeren 
belehren, um ſo mehr, als vor der Karlsbrücke das Denkmal Karls IV. ſteht, des 
Luxemburgers, Königs von Böhmen und Kaiſers des Römiſchen Reiches deutſcher Nation, 
ein Denkmal, das nicht geſtürzt wurde wie die Denkmäler Kaiſer Joſefs I. Aber man 
hat ſich unter dem Einfluß des Panſlawismus und vielleicht auch aus einem raſſiſchen 
Urtrieb heraus in eine Ideologie verrannt, die alles andere denn geſchichtlich begründet iſt 
und den reinſten Verfolgungswahn züchtet. Ueberall ſieht der Tſcheche das drohende 
Geſpenſt des (verbotenen) Hakenkreuzes. In allem und jedem ſieht er die Hand der 
„Hakenkreuzler“. Es liegt auf der Hand, daß dieſe Angſtpſychoſe 
vom Bolſchewismus weidlich zu ſeinen Zwecken ausgenützt 
wird: Prag iſt heute das mitteleuropäiſche Ausfallstor des 
Bolſchewismus. Es kann in ſeinem unbegründeten Haß gegen das Deutſchtum 
und in ſeiner ebenſo unbegründeten Angſt vor dieſem ſehr leicht in ein Abenteuer verwickelt 
werden, das die ärgſten Folgen für ganz Europa nach ſich ziehen muß. 

Ein Volk kann vom Wahnſinn erfaßt werden und dann eine 
Gefahr für andere Völker bilden. In dieſer Gefahrenlage 
befindet fi heute das tſchechiſche Volk. Selbſt wenn feine Lenker nicht 
die Abſicht haben, agreffiv zu werden, kann niemand wiſſen, ob unter dem Einfluß von 
Moskau ihnen nicht eines Tages das Heft aus der Hand gleitet. Denken wir an die 
Huſſitenkriege! Damals wurde das kleine tſchechiſche Volk zur mitteleuropäiſchen Gefahr. 
Das war vor 500 Jahren. Ulm ſo mehr wird es zu einer Gefahr, wenn es mit einer 
Macht verbündet ift, deren Hauptkraft in Aſien liegt und die von einer Idee beherrſcht. 
wird, die jener vergleichbar iſt, die unter dem Namen Islam vor einigen Jahrhunderten 
das Herz Europas bedrohte. 1529 und 1683 ſtanden die Türken vor Wien; bis über 
das Jahr 1700 hinaus beherrſchten ſie einen Großteil Ungarns. Es iſt kein Wunder, 
daß Ungarn heute unwillkürlich an jene Zeit erinnert wird, kein Wunder, daß auch das 
deutſche Volk an die Huſſiten⸗ und Türkenkriege denkt. Erregung da, Erregung dort, 
und ein neuer Weltbrand kann vor der Türe ſtehen. Das alles ſollte man ſich in Prag 
um ſo mehr vor Augen halten, als ja dort Pläne zur Neugeſtaltung Mitteleuropas 
erwogen werden. Man möge in Prag bedenken, daß man mit dem Bolſchewismus als 
Bundesgenoſſe Mitteleuropa nicht zu erneuern vermag, nachdem man im Jahre 1918 in 
huſſitiſchem Geiſte weſentlich zu ſeiner Zertrümmerung mit beigetragen hat, ſondern daß 
man es höchſtens in ein Chaos ſtürzen kann. Rudolf Jung. 


Tſchechiſche „Freunde“ der Lauſitz 


Während ſich früher nur die tſchechiſche Preſſe mit der Lauſitz beſchäftigt hat, findet 
man ſeit einer Reihe von Jahren immer häufiger auch in den Zeitungen und Zeitſchriften 
anderer Länder Artikel, die ſich in einem ausgeſprochen deutſchfeindlichen Sinne mit den 
Verhältniſſen in der Lauſitz befaſſen. Bei einem Vergleich dieſer Artikel fällt auf den 
erſten Blick die oft beinahe wörtliche Uebereinſtimmung der Formulierungen auf, was die 
Vermutung nahelegt, daß ſie alle aus der gleichen Quelle ſtammen. Immer wieder heißt 
es da, daß die Lauſitzer „von den deutſchen Nationaliſten außerordentlich bedrückt“ 
werden, daß ſie „unſäglich unter der deutſchen Fremdherrſchaft leiden“, und was der⸗ 
gleichen Redensarten noch mehr ſind. Einige Beiſpiele ſollen aufgeführt werden. 

Der „Lauſitz⸗wendiſche Veſtnik“, (das Mitteilungsblatt der kſchechiſchen „Geſellſchaft 
der Freunde der Lauſitz“), ſchrieb am 15. März d. J.: „Die Deutſchen ordnen die voll⸗ 
ſtändige „Gleichſchaltung“ der lauſitzer Wenden an.... Die Verhältniſſe in der Laufiß 
erreichen einen kritiſchen Stand. Es geht um die Exiſtenz des ſlawiſchen Volkes in 
Deutſchland. ... Alle Freunde der Gerechtigkeit und Wahrheit haben nunmehr die 
Pflicht, die öffentliche Meinung der Welt für die Rettung der lauſitzer Wenden zu 
gewinnen.“ In der Zeitſchrift „Bezdez“ ſchrieb der tſchechiſche Profeſſor Joſef Pata 
am 3. Mai d. J.: „Die Lauſitzer werden vor allem wegen ihrer Beziehungen zu uns (d. h. 
den Tſchechen) verfolgt.. .. Die Lauſitzer drücken ſich ängſtlich an den Boden, als ob fie 
ſich vor den einſchlagenden Blitzen des deutſchen Nationalismus ſchützen wollten. 
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lieber der Lauſitz breitet ſich eine verderbenbringende Dämmerung aus. Es verſchwand 
alles Licht, es ging die lauſitzer Gottesſonne unter, ringsumher herrſcht Kühle.“ 

In demſelben Sinne berichtete vor kurzem die in Paris erſcheinende Zeitſchrift 
„L’Entente Franco- Slave“, die von dem Tſchechen W. Darras herausgegeben wird, 
über die angebliche „Unterdrückung“ der Lauſitz. Am 7. Dezember v. J. wurde in der 
Franzöſiſchen Ethnographiſchen Geſellſchaft an der Pariſer Sorbonne unter dem Protek⸗ 
korat des Staatsminiſters Louis Marin, des Vorſitzenden der franzöſiſchen „Geſellſchaft 
der Freunde der Lauſitz“, auf Grund des von dem Prager Profeſſor Tochacek überſandten 
Materials ein Vortrag über die Lauſitz gehalten. Die engliſche Zeitſchrift „The Slavonic 
and East European Review“ befaßte ſich kürzlich ebenfalls mit dem, wie ſie es nannte, 
„traurigen Schickſal der lauſitzer Wenden im heutigen Deutſchland“. Sehr bezeichnend 
für den Geiſt, in dem von feindlicher Seite in der lauſitzer Angelegenheit gegen Deutſchland 
gearbeitet wird, iſt auch eine Unterredung des Berichterſtatters der tschechischen Zeitung 
„Narodni listy“ mit dem Belgier Auguſt Vierſet, dem Verfaſſer des Hetzbuches 
„Un Peuple martyr“: „Mein Buch“, hat Vierſet danach geſagt, „rief in ganz Belgien 
Verwunderung und Mißtrauen hervor. Es wurde einfach nicht geglaubt, daß in einer 
ſolchen Nähe ein Volk exiſtiert, von dem einfach nichts bekannt if. Da erkannte ich erſt, 
was für Erfolge die Deutſchen durch die Fälſchung der Geſchichte (I) und durch ihre 
Organiſationsmethoden zu erreichen imſtande find. IInd das iſt es, warum es hinſichtlich 
der lauſitzer Wenden notwendig iſt, nachdrücklich und unaufhörlich deren Exiſtenz in die 
Welt zu poſaunen und ihre Leiden (!) zu verkünden, wenn wir wollen, daß jene, die für 
das Recht und die Gerechtigkeit Sorge zu tragen haben, nicht die unterdrückten lauſitzer 
Wenden vergeſſen.“ 

Mit dieſen Beiſpielen ſoll es genug ſein. Wenn auf dieſe Weiſe „die lauſitzer Frage 
in die Welt hinauspoſaunt“ wird, fo iſt das in der Hauptſache das Werk der tſchechiſchen 
„Geſellſchaft der Freunde der Lauſitz“. Der Geſchäftsführer dieſer Geſell⸗ 
ſchaft ſagte auf der Generalverſammlung am 22. März d. J. „Im Bemühen, den lauſitzer 
Wenden Hilfe zu leiſten, laſſen wir nicht nach; unfere Arbeit werden wir in unver: 
minderfem Maße fortſetzen und vor allem der Informierung des Aus⸗ 
landes über die Verhältniſſe in der Lauſitz die größte Auf⸗ 
merkſamkeit ſchenken.“ Die tſchechiſche „Geſellſchaft der Freunde der Lauſitz“ 
hat bereits in verſchiedenen Ländern Tochtergeſellſchaften ins Leben gerufen, fo 
in Frankreich, Polen, Südſlawien und anſcheinend auch in England. 

Daraus geht hervor, daß es das Ziel der tſchechiſchen Arbeit iſt, die Weltmeinung 
ſyſtematiſch zu dem Glauben zu erziehen, daß es notwendig ſei, die Lauſitzer von der 
deutſchen „Bedrückung“ zu befreien, und das heißt nach dem tſchechiſchen Sprachgebrauch: 
die Lauſitz mit dem tſchechiſchen Staat zu vereinen. Dieſe Forderung wurde ja ſchon 
bei den Verhandlungen über das Verſailler Diktat nachdrücklich von der amtlichen 
tſchechiſchen Vertretung erhoben, damals allerdings ohne Erfolg. Einer der Gründe 
dafür, daß einzelne, durchaus nicht etwa alle Entenkevertreter damals auf die tſchechiſchen 
Wünſche nicht eingingen, war, daß die Zahl der wendiſch ſprechenden Menſchen als zu 
gering erachtet wurde, um eine Losreißung von Deutſchland rechtfertigen zu können. 

In den Kreiſen der führenden ffchechifchen Nationaliſten hat man aus dem 
damaligen Mißerfolg anſcheinend gelernt. Seit einiger Zeit ſpricht man nämlich nicht 
mehr fo ſehr von den „Wenden“ oder „Sorben“, ſondern von den „Lauſitzern“ ſchlechthin. 
Man ſagt alſo nicht mehr: „wendiſcher“ Verein und „wendiſche“ Preſſe ſondern „lau⸗ 
figer” Verein und „lauſitzer“ Preſſe. Ebenſo bezeichnet man die Bewohner der Lauſitz 
nicht mehr als „wendiſch ſprechende“, ſondern als „lauſitziſch ſprechende“ Menſchen. 
Das heißt, daß man ganz planmäßig darauf hinarbeitet, der 
Weltöffentlichkeit die geſamte lauſitzer Bevölkerung als „ger- 
maniſierte Slawen“ vorzuſtellen. Die tſchechiſchen territorialen Forde⸗ 
rungen ſind in dem ſeiner Zeit der Entente überreichten Memorandum feſtgelegt worden. 
Deſſen weſentlicher Inhalt iſt in der Broſchüre von Hanus Kuffner „Unſer Staat 
und der Weltfriede“ wiedergegeben. Danach forderten die Tſchechen in Verſailles von 
Deutſchland Gebiete, die durch folgende Linie gekennzeichnet find: Ratibor O.⸗S., Breslau, 
Frankfurt a. O. bis dicht vor Berlin, Jüterbog, Nieſa, Dresden, Dohna, Marienberg, 
Hof, Regensburg, Pafjau! Eine ſolche Grenze iſt damals nicht etwa von einem einzelnen 
Phantaſten, ſondern mit aller Ernſthaftigkeit von der autoriſierten Vertretung des 
tſchechiſchen Staates als die „gerechte Löſung“ angeſprochen worden. Es iſt begreiflich, 
daß bei der heutigen veränderten außenpolitiſchen Lage derartige verbrecheriſche Pläne 
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offiziell nicht mehr vertreten werden. Sie gehören aber nach wie vor zum gebräuch⸗ 
lichen Gedankengut nicht nur führender tſchechiſcher Nationaliſten, ſondern des über⸗ 
wiegenden Teiles des tſchechiſchen Volkes. Immer wieder werden fie, wenn auch meift 
ſchamhaft verhüllt, zur Debatte geſtellt. Immer wieder wird vor allem von den „uner⸗ 
löſten ſlawiſchen Brüdern in der Lauſitz“ gefprochen. Und immer wieder erſcheinen 
Bücher wie die im vergangenen Jahre veröffentlichte Broſchüre des tſchechiſchen Staats⸗ 
rechtlers Jan Kapras „Die Lauſitz und der tſchechiſche Staat“, in der dieſer den 
Verſuch unternimmt, den tſchechiſchen Anſpruch auf die Lauſitz „ſtaatsrechtlich“ zu 
untermauern. 

Den tſchechiſchen Behauptungen über das Volkstum der Lauſitz genügt es, folgende 
Tatſachen entgegenzuſtellen. Das ganze Gebiet war von der Steinzeit an, durch die 
Bronzezeit und die Eiſenzeit bis in das 7. Jahrhundert hinein nach den Ergebniſſen 
einwandfreier wiſſenſchaftlicher Forſchung von Menſchen beſiedelt, die mit Beſtimmtheit 
keine Slawen waren. 5000 Jahre, über die Bodenfunde und geſchichtliche Zeugniſſe 
berichten, waren vergangen, ehe zum erſten Male Menſchen flarifchen Stammes in 
der Lauſitz auftauchten. Selbſt ein ſo ſtarker Deutſchengegner wie Maſaryk mußte 
dies anerkennen; ſchreibt er doch in ſeinem Buche „Das neue Europa“: „Nach den 
neueſten Forſchungen werden die noch geſchloſſen ſiedelnden Slawen in das Gebiet 
nördlich der Karpathen, etwa von Warſchau und Krakau bis nach Kiew, 
verlegt. Von hier aus mögen ſie im 2. Jahrhundert n. Chr. ihre Wanderungen begonnen 
haben.“ Die Bodenfunde in der Lauſitz ergeben eindeutig, daß erſt im 8. und 9. Jahr⸗ 
hundert von einer I ſlawiſchen Beſiedlung in 
einigen eng umgrenzten Teilgebieten der Lauſitz die Rede fein kann. 
Und ſelbſt in dieſen iſt es mangels einer tragenden Führerſchicht niemals 
zu einer zuſammenfaſſenden Staatsbildung gekommen. So iſt es verſtändlich, daß die 
deutſche Wiederbeſiedelung die Lauſitz ſehr bald dem deutſchen Volke reſtlos zurück⸗ 
zugewinnen vermochte. Deutſche waren es, die erſtmalig die Wälder rodeten, den Boden 
urbar machten, Dörfer und Städte bauten. Noch immer aber iſt es fo geweſen, da ß 
der, der den Boden durch ſeine Arbeit gewinnt und fruchtbar 
macht, allein ein „hiſtoriſches Recht“ auf dieſen Boden beſitzt. 

Daran können auch die territorialen Verträge zwiſchen vergangenen Dynaſtien nichts 
ändern, die es mit ſich brachten, daß die Lauſitz vorübergehend als Lehen zur böhmiſchen 
Krone kam. Ihre Rückkehr zu Sachſen im Jahre 1635 als eine „Abreißung 
vom tſchechiſchen Staate“ zu bezeichnen, iſt ein völliger Mißgriff. Denn einmal haben 
die Lauſitzer ſelbſt niemals in irgendeiner, auch noch ſo loſen Werd indüng zum tſchechi⸗ 
ſchen Volkstum geſtanden; und bar hat Böhmen, als die Lauſitz zu ihm gehörte, 
ja ſelber einen Teil des Deutſchen Reiches gebildet, ſo daß der König von Böhmen die 
Lauſitz lediglich als deutſcher Reichsfürſt als Lehen zugeſprochen erhielt Die zeitweilige 
Verbindung der Lauſitz mit der böhmiſchen Krone war ausſchließlich eine dynaſtiſche 
Angelegenheit, der keinerlei volkspolitiſche Bedeutung zukam. Wie es ſchon in früheren 
Jahrhunderten um das völkiſche Bewußtſein der lauſitzer Menſchen beſtellt war, das 
haben eindeutig die Huſſitenkriege gezeigt: Damals, alſo zu einer Zeit, in der der 
tfchechifche Nationalismus zum erſten Male mit feinen Eroberungsgelüſten in deutſche 
Lande einbrach, hätte die Bevölkerung der Lauſitz ungehindert zur „ſlawiſchen Mutter 
zurückkehren“ können, — wie heute die ſentimentale tſchechiſche Redensart lautet. Statt 
deſſen aber 99915 ſich die ganze Bevölkerung der Lauſitz wie ein Mann gegen die 
tſchechiſchen Raubzüge zur Wehr. 

Maßgebend für territoriale Forderungen, die heute erhoben werden, können 
übrigens niemals längſt verſtaubte Verträge und längſt überholte Ereigniſſe ſein. 
Ausſchlaggebend kann immer nur die Lage der Gegenwart ſein. Dieſe ſpricht aber völlig 
klar und eindeutig gegen die Tſchechen. In der tſchechiſchen und ſonſtigen deutſchfeind⸗ 
lichen Preſſe wird immer wieder von 150 bis 200 000 „Wenden“ in der Lauſitz geſprochen. 
In Wirklichkeit find ſchon bei der Volkszählung von 1925 nur noch 70000 wendiſch⸗ 
ſprechende Menſchen in der Lauſitz feſtgeſtellt worden, die folgendermaßen auf die 
einzelnen Verwaltungsbezirke verteilt waren: Preußiſche Niederlaufiß, 22 000, Preußiſche 
Oberlauſitz 20 000 und Sächſiſche Oberlauſitz 28000. Seitdem iſt die Zahl dieſer auch 
wendiſchſprechenden Deutſchen noch beträchtlich geſunken. Sie beträgt heute kaum 
noch 7 v. H. der rund 750 000 Menſchen zählenden Einwohner der Lauſitz. Zu dieſen 
Zahlen iſt noch zweierlei zu bemerken: 1. ſprechen alle Perſonen, die in der Statiſtik als 
„wendiſchſprechend“ aufgeführt ſind, auch deutſch; der wendiſche Dialekt wird 
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von ihnen nur als Hausſprache benutzt und 2. wäre es völlig verfehlt, 
den hier als wendiſchſprechend angeführten Bewohnern der 
Lauſitzihr Deutſchtum abſprechen zu wollen. Ihr immer wieder durch 
Taten unter Beweis geſtelltes Bekenntnis zur deutſchen Volksgemeinſchaft iſt ſo völlig 
über jedem Zweifel erhaben, daß es müßig wäre, darüber überhaupt auch nut 
ein Wort zu verlieren. 

Nur zwei Tatfachen feien verzeichnet: Der im Jahre 1918 von einem in tſchechiſchem 
Solde ſtehenden ſogen. „Wendiſchen Nationalrat“ unternommene Verſuch, einen Anſchluß 
der Lauſitz an die Tſchechei, bezw. eine lauſitziſche Autonomie zu erreichen, ſcheiterte an 
dem geſchloſſenen Widerſtande der geſamten, und auch gerade der wendiſchſprechenden 
Bevölkerung, die ſich mit Abſcheu von dem Volksverrat der bezahlten Provokateure 
abwandte. Dann unternahmen in der Syſtemzeit einige Leute, die ſich als „Wenden⸗ 
führer“ firmierten, den Verſuch, eine wendiſche Sokolbewegung auf die Beine zu ſtellen. 
Trotzdem ihnen dabei von keiner Seite auch nur die geringſten Schwierigkeiten in den 
Weg gelegt wurden, war das Ergebnis geradezu kläglich: kaum 700 wendiſchſprechende 
Menſchen ließen ſich dazu verleiten, dieſe in allſlawiſchen Gedankengängen lebende 
„Bewegung“ zu unterſtützen. Gewiß gibt es einige Leute, die mit dem allſlawiſchen 
Gedanken liebäugeln und aus materiellen oder auch aus irgendwelchen romantiſchen 
Gründen ihre Kinder im tſchechiſchen oder polniſchen Sinne erziehen, Menſchen, die unter 
dem Deckmantel der kulturellen Arbeit für „das wendiſche Volk“ ihr politiſches Süppchen 
zu kochen verſuchen. In der Bevölkerung aber vermögen ſie, ſobald nur ihre mehr oder 
weniger geſchickten Tarnungsverſuche einmal aufgedeckt ſind, keinen Anhang zu finden. 

Die „Geſellſchaft der Freunde der Lauſitz“ muß ſich darüber klar ſein, daß ihre freund⸗ 
ſchaftlichen Gefühle in der Lauſitz keinen Widerhall finden. In der Lauſitz ſelbſt verzichtet 
man auf alles, was dieſe aufdringlichen „Freunde“ zu bieten vermögen. Denn in der 
Lauſitz weiß man genau, daß ſich hinter dieſer „Freundſchaft“ ſo reale und gewalttätige 
Ziele verbergen, wie Kuffner ſie in ſeiner Broſchüre ſehr unverblümt mit den Worten 
ausgeſprochen hat, daß es keine dauernde Freiheit der tſchechiſchen Nation geben werde, 
„wenn nicht dem bisherigen Gewalttäter (= Deutſchland) all das entriſſen wird, was er 
ſich mit Gewalt angeeignet hat und was der Tſcheche unerläßlich braucht.“ 

Das Erſtaunlichſte an dieſer ganzen Agitation um die Lauſitz aber iſt dies: daß ſie von 
einem Volke ausgeht, das vor der Geſchichte mit dem Verbrechen belaſtet iſt, 37 Milli: 
onen Deutſche auf unmenſchliche Weiſe durch Gewalt und Hunger nahezu zugrunde 
gerichtet zu haben. Der Anſpruch, ſich zum Hüter von Recht und Gerechtigkeit aufzu⸗ 
werfen, kann einem Volke wie dem tſchechiſchen nicht zugebilligt werden. Heinz Brückner. 


Dftland sChronif 


Deutſche Kinder in polniſchen Ferienlagern! ihren Eltern aus eigenem Antrieb 


Es iſt von ſachkundiger Seite ſchon 
häufig darauf hingewieſen worden, daß 
die Verſchickung „polniſcher“ 
Kinder nach olen im Zuge 
des deutſch⸗polniſchen finder: 
austauſches nichts anderes als eine 
groß angelegte Poloniſierungs⸗ 
aktion ift. Es iſt feſtgeſtellt worden, 
daß vom Polenbund alljährlich eine erheb⸗ 
liche Anzahl von Kindern wirtſchaftlich 
ſchlecht geſtellter Eltern, die bisher noch nie⸗ 
mals etwas mit der polniſchen Volks⸗ 
gruppe oder polniſchen Organiſationen zu 
tun gehabt haben, für die Ferienverſchickung 
förmlich angeworben werden. Nur ein 
Teil der Kinder, die alljährlich nach 
Polen gehen und dort in Lagern oder ſonſt⸗ 
wie untergebracht werden, pflegen von 


zur Verſchickung angemeldet zu werden. 
Immer ſind zahlreiche Kinder dabei, deren 
Eltern nur aus wirtſchaftlicher 
Not den polniſchen Werbern ihre Kinder 
anvertrauen. Es läßt ſich leicht denken, 
welches die volkspolitiſchen Fol⸗ 
gen eines vier⸗ und mehrwöchigen Aufent⸗ 
haltes ſolcher Kinder in rein polniſcher 
Umgebung find. Faſt durchweg kommen 
ſie zum erſten Mal in ihrem Leben aus 
ihrer engen dörflichen Umgebung heraus; 
ihre Jugend wird von den Eindrücken der 
großen Städte, die ihnen gezeigt werden, 
der Pflege, die ihnen zukeil wird, der 
nationalpolniſchen Propaganda, der ſie 
ausgeſetzt ſind, erfüllk. Sie kommen oft 
anders zurück, als ſie weggefahren ſind. 
Und was das Wichtigſte iſt, ihre Eltern 
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fühlen ſich den polniſchen Organiſationen, 
die ihren Kindern zu dieſem See 
halt verholfen haben, verpflichtet. Es iſt 
feſtgeſtellt worden, daß ſolche Kinder 
nach ihrer Rückkehr aus der 
deutſchen in die polniſche Schule 
umgeſchult worden find. Der 
politifche Zweck der Verſchickung, den die 
polniſchen Organiſationen verfolgen, iſt 
damit erreicht. Daß das ſo iſt, daß nicht 
nur polniſche Kinder im Rahmen des 
deutſchpolniſchen Kinderaustauſches nach 
Polen geſchickt werden, hat vor kurzem 
ein Bericht des nationaldemokratiſchen 
„Dziennik Narodowy“ beleuchtet. Dort 
heißt es, daß die Kinder, die in 
dieſem Jahre in die Ferien⸗ 
kolonien nach Polen gekommen 
ſind, kaum polniſch ſprechen 
können, daß ſie zumeiſt deutſche 
Vornamen fragen (was auf das 
deutſche Volkstumsbekenntnis ihrer Eltern 
hindeutet), daß ihnen das Mitſingen der 
polniſchen Lieder, die in den Lagern ein⸗ 
geübt werden, äußerſt ſchwer falle, u. a. m. 
Der Berichterſtatter, der ſich mit vielen 
dieſer Kinder unterhalten hat, erzählt u. a. 
einen typiſchen Fall: Er habe einen der aus 
Deutſchland gekommenen Jungen gefragt, 
ob er polniſch ſei, und der Junge habe 
dieſe Frage ſchlankweg verneint; dann ſei 
er verlegen geworden und habe zu weinen 
begonnen. Man ſieht, daß durch eine der⸗ 
artige Auswahl der nach Polen verſchickten 
Kinder, wie ſie die polniſchen Organiſa⸗ 
tionen betreiben, die Jugend in Ge⸗ 
wiſſenskonflikte geſtürzt wird, die 
geeignet ſind, ihr das moraliſche Rückgrat 
zu brechen, und eine ſeeliſche Ver⸗ 
wüſtung angerichtet wird, die ſich ſchwer 
verantworten läßt. 


Eichendorff und das Schulkuratorium 


Die im vergangenen Jahre eröffnete 
deutſche Privatſchule in Dir⸗ 
ſchau, die an die Stelle der von den 
Polen zwangsweiſe geſchloſſenen deutſchen 
Schulen getreten iſt, wurde bei ihrer Ein⸗ 
weihung nach dem Dichter Joſe ph von 
Eichendorff genannt. Gegen dieſe 
Namensgebung hat nun das Schulkura⸗ 
torium in Poſen Einſpruch erhoben, und 
zwar mit der ſonderbaren Begründung, 
daß der Name dieſes Patrons nicht der 
erzieheriſchen Aufgabe der Schule ent⸗ 
ſpreche, daß vielmehr nur eine Perſönlich⸗ 
keit in Frage kommen könne, „die ſich ent⸗ 
weder um die Idee der deutſch-polniſchen 
Verſtändigung verdient gemacht hat, oder 
aber eine Perſönlichkeit aus der Literatur 
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oder dem kulturellen Leben iſt“. Man wird 
nicht beſtreiten können, daß Eichendorff, 
der Schöpfer der romantiſchen Dichtung in 
Deutſchland, der al: dichteriſche Geſtalter 
des oberſchleſiſchen Landes, der bedeutendſte 
Vertreter einer deutſchen Literaturepoche, 
die auch auf das polniſche und das 
ſlawiſche Geiſtesleben überhaupt ſtark ein⸗ 
ewirkt hat, „eine Perſönlichkeit aus der 
Literatur oder dem kulturellen Leben“ iſt. 
Daß das Poſener Schulkuratorium ſo 
wenig von Eichendorff weiß, muß man 
gerade bei dieſem Gremium als einen höchſt 
bedauerlichen Mangel an Allgemeinbildung 
bezeichnen. Die Deutſche Akademie in 
München wird dem Kuratorium vielleicht 
einmal Eichendorffs geſammelte Werke zur 
gelegentlichen Kenntnisnahme zuleiten. 
Wenn dieſes Gremium dann trotzdem noch 
der Anſicht ſein ſollte, daß Eichendorff nicht 
würdig iſt, einer deutſchen Schule als 
Patron zu dienen, ſo könnte man ihm ja 
verſchiedene andere Vorſchläge machen. 
Als paſſend könnte man z. B. ja auch den 
Namen des deutſchen Meiſters Veit 
Stoß empfehlen, deſſen bedeutendſtes 
Kunſtwerk, der Altar der Marienkirche in 
Krakau, auch im heutigen Polen ſo allge⸗ 
mein geſchätzt wird, daß manche Kreiſe den 
Wunſch verſpüren, den Deutſchen Veit 
Stoß in einen „polniſchen Wit Stwosz“ zu 
verwandeln. Man könnte aber auch z. B. 
an den Namen von Hertzbergs denken, 
der als Außenminiſter Friedrich des Großen 
jenes Bündnis mit Polen abſchloß, durch 
das er dieſen untergehenden Staat zum 
letzten Male vor der Zerſchlagung durch 
den ruſſiſchen Zarismus zu retten verſuchte, 
ein Bündnis, daß freilich ohne Erfol, 

bleiben mußte, weil der innere Zerfall 
Polens damals ſchon zu weit fortgeſchritten 
war, um noch durch den polififchen Bei⸗ 
ſtand eines anderen Staates gerettet werden 
zu können. Vielleicht käme auch der Name 
des Poſener Oberpräſidenten von Flott⸗ 
well in Frage, der zwar den ungezügelten 
und reaktionären polniſchen Adel ein wenig 
hart angefaßt hat, dem man aber nicht 
beſtreiten kann, daß er durch ſeine Tätigkeit 
die Grundlagen des ſozialen und kulturellen 
Aufſtiegs des polniſchen Bauerntums in 
Poſen gelegt hat. Die Auswahl paſſender 
Namen iſt groß. Aber vielleicht denkt 
das Poſener Schulkuratorium an einen ganz 
anderen Menſchentyp, wenn es von der 
„Idee der deutſch⸗polniſchen Verſtändigung“ 
ſpricht: vielleicht denkt es an einen Nen. 
ſchentyp, der durch den Namen des Her⸗ 
ausgebers des „Kurjer Poznanſki“, Leit⸗ 
geber, hinreichend gekennzeichnet iſt. 


Deutſch⸗polniſcher Jugendaustauſch 

Die im vergangenen Jahre von der 
Hitlerjugend aufgenommene Fühlung mit 
polniſchen Jugendorganiſationen (Aus⸗ 
tauſchſendungen im Rundfunk uſw.) iſt in 
letzter Zeit fortgeführt worden. Im Juli 
wird eine Gruppe der Hitlerjugend 
für drei Wochen an einem Zeltlager der 
Dmfa, einer polniſchen chriſtlichen Stu⸗ 
denten vereinigung, teilnehmen. Im Ans 
ſchluß daran wird eine Ymka⸗Gruppe ein 
Zeltlager der Hitlerjugend bei Frankfurt 
am Main beſuchen. Weiterhin iſt ein 
Segelflieger austauſch in Aus⸗ 
ſicht genommen. Auch wird eine Vertretung 
der akademiſchen „Liga zur Förderung der 
internationalen Annäherung“ an der 
Kulturtagung der Reichsju⸗ 
gendführung in Heidelberg 
keilnehmen. Ebenſo wird der Welt: 
kongreß für Freizeit und Er⸗ 
holung in Hamburg von polniſchen 
Jugendvertretern beſucht werden. Die ein⸗ 
ſchlägigen Beſprechungen mit den polniſchen 
Jugendführerkreiſen wurden in Warſchau, 


Poſen und Kattowitz von Gebietsführer 
Schulze geführt. 
Verbotene deutſche Bücher 


Bei wiederholten behördlichen Reviſi⸗ 
onen in der Deutſchen Bücherei in Poſen 
wurden in letzter Zeit folgende deut ſ che 
Bücher beſchlagnahmt: Werner 
Beumelburg: „Deutſchland in Ketten“, 
Erich Czech⸗Jochberg: „Hitler“ und 
„Deutſche Geſchichte — nationalſozialiſtiſch 
geſehen“, Gottfried Feder, „Das Pros 
gramm der NSDAP. und feine weltan⸗ 
ſchaulichen Grundgedanken“, Otto Die⸗ 
£rich: „Mit Hitler in die Macht“, Arnold 
Krieger: „Das Blut der Lyſa Gora“, 
Stanislaus Mornik: „Polens Kampf 
gegen ſeine nichtpolniſchen Volksgruppen“, 
Alfred Roſenberg: „Der Mythus des 
20. Jahrhunderts“ und „Blut und Ehre“, 
ſchließlich Karl Schenzinger: „Der 
Hitlerjunge Quex“. Die 88 nun 
gen erfolgten, obwohl die polniſchen Be⸗ 
hörden bisher noch keine Liſte der ver⸗ 
botenen Bücher veröffentlicht haben. 


Bücher über den Oſten 


Der Deutſche Oſten. Seine Geſchichte, ſein 
Weſen und ſeine Aufgaben. Unter dieſem 
Titel erſchien vor kurzem im Propyläen⸗ 
Verlag, Berlin, ein umfangreiches Werk. 
(Herausgegeben von Karl C. Thalheim 
und A. Hillen Ziegfeld. 624 Seiten. 
Preis broſch. 22 K, Ganzleinen 26 AM, 
Halbleder 29 AM. Mit 29 Kunſtdruckbei⸗ 
lagen und mehreren hundert Bildern und 
Karten im Text.) Das Buch, an dem 22 meiſt 
namhafte Kenner des Oſtens mitgewirkt haben, 
könnte nach dem Aufwand an Arbeit und 
Mitteln, die darauf verwandt worden ſind, 
wohl als das Standardwerk über den deutſchen 
Oſten ausgeſprochen werden. Gewiſſe Schwächen, 
die dem Buch anhaften, verbieten es aber, ihm 
dieſe Geltung zuzuſprechen. Wenn nachſtehend 
dieſe Schwächen erwähnt werden ſollen, ſo be⸗ 
deutet das nicht, daß das Buch völlig abgelehnt 
werden ſoll. Es muß im Gegenteil feſtge⸗ 
ſtellt werden, daß die einzelnen 
Beiträge in dem, was ſie enthalten, 
zumeift einer kritiſchen Betrach— 
tung ſtandhalten können. Sie bieten 
in ihrer Geſamtheit eine überwältigende Fülle 
von Material, einen Reichtum an Wiſſen, wie 
er in einem anderen Buche über den deutſchen 
Oſten bisher wohl 
worden iſt. Auf alle einzelnen Beiträge einzu⸗ 
gehen, iſt hier nicht der Raum. Nur einzelne 
ſeien erwähnt: Max Hildebert Boehm ſtellt 
den Zuſammenbruch des deutſchen Volkes im 
Oſten in einen weitgefaßten geſchichtlichen 
Rahmen hinein. Erich Lindow gibt eine ſtraff 
zuſammengeraffte Darſtellung des durch die 


kaum zuſammengeſtellt 


beſchränkt 


Jahrhunderte dauernden Kampfes zwiſchen 
Danzig und Polen. Rudolf Grau bringt ſorg⸗ 
fältig formulierte Betrachtungen über die 


raſſiſchen Grundlagen des oſtdeutſchen Volks⸗ 
tums. Hermann Aubin und Erich Maſchke 
geben einen gut durchgearbeiteten Aufriß der 
oſtdeutſchen Geſchichte. Uff. 


Es wäre Aufgabe der Herausgeber geweſen, 
dafür zu ſorgen, daß die Beiträge der 20 
anderen Mitarbeiter nach ſachlicher Abgrenzung 
und politiſcher Haltung auf einander abgeſtimmt 
werden. Die Gefahr der Uneinheitlichkeit, an 
der die meiſten größeren Sammelwerke zu 
ſcheitern pflegen, haben die Herausgeber jedoch 
nicht genügend beachtet. 


1. Faſt jeder der Mitarbeiter hat für die Ab⸗ 
grenzung des Raumes, den er unter dem Be⸗ 
griff „Deutſcher Oſten“ verſtanden 
wiſſen will, eine andere Formel gefunden. Paul 
Fechter ſagt in ſeiner Arbeit über das oſt⸗ 
deutſche Volkstum, daß „der eigentliche Oſten“ 
erſt öſtlich der Weichſel beginne, und ſchließt 
demgemäß faſt ausſchließlich das Volkstum 
Oſtpreußens in den Kreis ſeiner Betrachtungen 
ein. Guſtav Aubin legt in feiner Darſtellung 
der oſtdeutſchen Wirtſchaftsgeſchichte die Trave⸗ 
Elbe⸗Saale⸗Linie als die Weſtgrenze Oſtdeutſch⸗ 
lands feſt, während Karl Thalheim in ſeinem 
Beitrag über die oſtdeutſche Wirtſchaft der 
Gegenwart das Land und die Provinz Sachſen, 
auch ſoweit ſie öſtlich der genannten Linie 
liegen, als „nicht oſtdeutſch“ aus feiner Betrach⸗ 
tung herausnimmt. Friedrich Andreae wiederum 
ſeine Darſtellung des oſtdeutſchen 
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Geiſteslebens in der Hauptſache auf Oſtpreußen 
und Schleſien und greift von dort aus auch 
nebenbei auf Mecklenburg, Pommern und 
Brandenburg über. Ufm. Dieſe verſchieden⸗ 
artige räumliche Abgrenzung läßt ſich in jedem 
Sonderfalle vielleicht mehr oder weniger über⸗ 
zeugend begründen; in dem vorliegenden Werk 
aber führt dieſes Nebeneinander dazu, daß der 
eigentliche Zweck des Buches: eine allſeitige 
Darſtellung des geſamten deutſchen Oſten zu 
geben, nicht erreicht wird. Man fragt ſich zum 
Schluß, was nach der Meinung der Heraus⸗ 
geber nun eigentlich „Oſtdeutſchland“ iſt. Der 
auf der programmatiſchen Kartenſkizze von 
Hillen Ziegfeld umriſſene Raum von Oſt⸗ 
preußen bis Schlefien und von Mecklenburg bis 
zur Bayeriſchen Oſtmark wird jedenfalls in 
keinem einzigen Beitrag in feinem ganzen Um⸗ 
fange erfaßt. 

2. Als ein Mangel des Buches muß es auch 
bezeichnet werden, daß der oſtdeutſche Raum in 
Bezug auf ſeine Abgrenzung nach Oſten 
hin rein ſtaatlich aufgefaßt worden iſt. 
Der fruchtbare und außenpolitiſch durchaus 
unbedenkliche Begriff der deutſchen 
Kulturlandſchaft, den Walter Geisler 
ſeiner Betrachtung über den „Raum Oſtdeutſch⸗ 
land“ zugrundegelegt hat, iſt von den anderen 
Mitarbeitern, denen er gleichfalls gute Dienſte 
hätte leiſten können, nicht aufgegriffen worden. 
So kommt es, daß das Buch auf die ſehr nahe⸗ 
liegende Frage, was denn nun aus den ab⸗ 
getretenen Gebieten wirtſchaftlich, 
politiſch, völkiſch und kulturell geworden iſt, 
keine Antwort erteilt. Dieſe Gebiete ſind volks⸗ 
politiſch in höchſt unzulänglicher Weiſe in 
einem Beitrag von Karl Thalheim über das 
„deutſche Vorfeld“ und politiſch nebenbei in 
der Arbeit von Otto Hoetzſch über die „Nach⸗ 
barſtaaten im Oſten“ abgetan worden. Es 
kommt noch hinzu, daß das ganze Buch, wenn 
man von dem einen kleinen Beitrag von Kurt 
Trampler über die Bayeriſche Oſtmark abſieht, 
den deutſchen Südoſten überhaupt nicht 
beachtet, den ſudetendeutſchen Raum 
nur mit ganz ſeltenen Seitenblicken erfaßt und 
Deutſchöſterreich, die eigentliche deutſche 
Südoſtmark, faſt gar nicht erwähnt. Es hätte 
zum mindeſten klar herausgeſtellt werden müſſen, 
daß der deutſche Oſten weder in Paſſau, noch 
in Ratibor endet. 


3. Die Grundhaltung des Buches 
wird den Anforderungen nicht gerecht, die an 


ein Werk geſtellt werden müſſen, das den Anz. 


ſpruch erheben will, wegbereitend für den Ge⸗ 
danken des deutſchen Oſtens zu ſein. Von ein⸗ 
zelnen Beiträgen abgeſehen, findet das Buch 
den Anſchluß an die Gegenwart 
nicht. Es wird in ihm zu viel Geſchichte 
getrieben. Max Hildebert Boehm tut das 
auch: aber er tut das in feinem geiſtvollen 
Beitrag in einer Weiſe, die unmittelbar in die 
Aufgaben und Problemſtellungen der Gegen⸗ 
wart hineinweiſt. Die meiſten anderen Mit⸗ 
arbeiter ſind ihm auf dieſem Wege nicht gefolgt. 
Sie bleiben zumeiſt an der Vergangenheit 
haften. Das iſt es, was die Kattowitzer 
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„Polska Zachodnia“ dazu veranlaßt hat, da: 
von zu ſprechen, daß das Buch von einer 
gewiſſen Verzichtsſtimmung be⸗ 
herrſcht iſt, — was dieſes betont deutſch⸗ 
feindliche Blatt mit fühlbarer Schadenfreude 


verzeichnet. 

Die mehreren hundert Bilder und 
Karten geben dem uten Jie Werk 
einen erfreulichen Ausdruck. Hillen Ziegfeld hat 
erneut ſeine Meiſterſchaft in der kartenmäßigen 
Veranſchaulichung geſchichtlicher und ſonſtiger 
Tatbeſtände unter Beweis geſtellt. 

Zuſammenfaſſend kann noch einmal 11 
des feſtgeſtellt werden: Die einzelnen Bei 
träge ſind faſt durchweg brauchbar und zuver⸗ 
läſſig. In ihrer Geſamtheit aber füllen ſie den 

ahmen, der ihnen geſtellt iſt: ein allſeitiges 
Bild des ganzen deutſchen Oſtens zu geben, nicht 
aus. Politiſch geſehen iſt das Buch in der 
Hauptſache eine Bilanz des Geweſenen. 

Dr. Kredel 


Einſam kämpft das Wolgaland. Ein Be: 
richt aus ſieben Jahren Krieg und Revolution 
1914 bis 1921. Von Georg Löbſack. 
Verlag R. Voigtländer, Leipzig C4, 1936. 
Preis Leinen 4,50 .A. — Es iſt in den letzten 
Jahren manches über den Untergang der Deut⸗ 
ſchen in der Sowjetunion geſchrieben worden. 
Aber faſt ſtets hat es ſich dabei nur um die 
Darſtellung äußerer Vorgänge gehandelt: faſt 
niemals iſt das Erleben der Deutſchen ſelbſt 
dargeſtellt worden. Das tut Löbſack in ſeinem 
Buche, in dem er die Zeit des Weltkrieges und 
des Kriegskommunismus ſo ſchildert, wie der 
deutſche Koloniſt an der Wolga ſie erlebt hat, 
als ein Menſch, der ebenſo an ſeinem Volks⸗ 
tum feſthält wie er Rußland liebt. Löbſack 
bietet tiefe Einblicke in das Weſen der ruß⸗ 
landdeutſchen Menſchen; er ſchildert, wie fie, 
bis fie der Hunger zu vielen Zehntauſenden um⸗ 
warf, immer wieder verſuchten, ihr Koloniſten⸗ 
tum und ihr Deutſchtum gegen Verfolgung und 
Unterdrückung, gegen Kriegspſochoſe und Bol: 
ſchewismus zu behaupten. Sein Buch iſt ein 
Erlebnisbericht, der öfters in geſchichtliche Er⸗ 
eigniſſe zurückgreift, von wirtſchaftlichen und 
politiſchen Vorgängen erzählt, über volkskund⸗ 
liche Dinge berichtet, die handelnden Menſchen 
in ihrer Ganzheit erfaßt und ſo die große 
Tragödie des Unterganges eines Teiles des 
deutſchen Volkes behandelt. Es gibt kaum ein 
anderes Buch, das dem „Deutſchländer“ den 
Wolgakoloniſten innerlich ſo nahe zu bringen 
vermag. Dr. K. 


Berichtigung. In „Oſtland“ Folge 13, 
Seite 170, 10. Zeile von unten iſt ein 
Druckfehler unterlaufen: es muß, wie ſich 
aus dem Zuſammenhang ergibt, heißen: 
„Die antireviſioniſtiſche Zielſetzung der 
Kleinen Entente iſt für Güdflamien bei 
weitem nicht mehr ſo aktuell, wie es Prag 
und Bukareſt gern wahr haben 
möchten.“ 


